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Kindertagespflege: Ratsmehrheit folgt dem SPD-Vorschlag einer
stufenweisen Erhöhung der Zuschüsse

„Schon im Jugendhilfe-
ausschuss hat unsere
Fraktion den Vorschlag
der stufenweisen Anpas-
sung der Vergütung für
das Tagespflegepersonal
vorgeschlagen: Zusätzlich
zu den von der Verwal-
tung vorgeschlagenen
3,20 Euro sollten nach
unserem Modell zu
Beginn des neuen Jahres
0,25 Cent mehr gezahlt
werden und dann in 2020
noch einmal eine Erhö-
hung um 0,25 Cent erfol-
gen. Leider konnten wir
uns mit diesem Vorschlag
im Jugendhilfeausschuss
noch nicht durchsetzen.
Doch der Rat folgte nun in
weiten Teilen unserem
Modell, und somit konn-
ten wir den Antrag der

anderen Fraktionen auch
mittragen“, so Renate
Warnecke, Vorsitzende
des Jugendhilfeausschus-
ses.

Erhöhung erst ab Mitte
2019
„Leider erfolgt mit diesem
Antrag die Erhöhung der
Vergütung erst ab dem
neuen Kindergartenjahr,
also erst ab August 2019.
Das hätten wir gerne frü-
her gehabt. Und auch die
weitere Erhöhung soll
zunächst geprüft werden
und erst in die Haushalts-
planberatungen 2020/21
einfließen. Auch diesen
Punkt hätten wird gerne
durchgesetzt“, erläutert
Dilek Engin, Sprecherin im
Jugendhilfeausschuss,

den Unterschied zu unse-
rem mündlich gestellten
Antrag im Jugendhilfeaus-
schuss. 

Weitere Erhöhung wün-
schenswert
„Dennoch sind wir froh,
dass wir mit dem vorlie-
genden Antrag einen
Kompromiss gefunden
haben. Sicherlich ist dieser
nicht ganz im Sinne der
Initiative Kindertages-
pflege aber in jedem Fall
finanziell gesichert und im
Haushalt der Stadt
Wuppertal auch darstell-
bar. Eine weitere
Erhöhung ab dem Jahr
2020 würde sich meine
Fraktion wünschen“, so
Renate Warnecke ab-
schließend. 

Wuppertaler Kindertagespflegepersonen tragen maßgeblich dazu bei, dass die Stadt dem

gesetzlichen Anspruch auf einen Betreuungsplatz nachkommen kann. 
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Bewerbung BUGA: Drei, Zwei, Eins

„Wir sprechen uns für eine
Bewerbung der Stadt
Wuppertal für eine BUGA
(Bundesgartenschauaus-
stellung) aus. Die Mach-
barkeitsstudie ist mit den
Schlagworten ‚Drei, Zwei,
Eins‘ zusammenzufas-
sen“, so Klaus Jürgen
Reese, SPD-Fraktionsvor-

sitzender, im Vorfeld der
letzten Ratssitzung.

Große Entwicklungspo-
tentiale im Westen
Heiner Fragemann, Mit-
glied im Stadtentwick-
lungsausschuss und Be-
zirksbürgermeister von
Vohwinkel, führt weiter

aus: „Drei Kilometer
sind die zwei bedeuten-
den Landmarken von-
einander entfernt, wel-
che die eine Fläche für
die Ausstellung nutzen
sollen. Die nachhaltige
Entwicklung, die beson-
ders auf die Zeit nach
der Ausstellung abzielt,
kann für den Westen
unserer Stadt Entwick-
lungspotentiale er-
schließen. Sicher rücken
bei der Durchsicht der
Machbarkeitsstudie bei
den Interessierten zu-
erst die angedachte
Hängebrücke und eine

Seilbahn über den
Zoo in den Fokus
der Betrachtung.
Aber gerade die
städtebauliche Ent-
wicklung von Teil-
bereichen zwischen
dem Homann-
damm und den
‚Tescher Wiesen‘ sowie
der Waldpark auf der
Königshöhe haben für die
Entwicklungsperspektive
nach der BUGA eine große
Bedeutung.“

71 Mio. Euro Investitions-
summe
Klaus Jürgen Reese
ergänzt abschließend:
„Der Beschluss in der letz-
ten Ratssitzung soll den
Weg zu einer BUGA im
Jahr 2031 vorbereiten.
Über eine endgültige
Bewerbung wird im
Frühsommer 2019 ent-
schieden. Für die Mit-
finanzierung der Investi-

tionen der BUGA müsste
die Stadt Wuppertal rund
35 Mio. Euro aufbringen.
Die Hauptinvestitions-
summe müsste dann zwi-
schen den Jahren 2027
und 2032 im städtischen
Haushalt dargestellt wer-
den. Nach heutiger Be-
rechnung ist inklusive
Inflationssteigerungen
mit einer Summe von
gerundet 71 Mio. Euro zu
rechnen, die in unsere
Stadt investiert werden
soll. Daher begrüßen wir,
dass die Landesumwelt-
ministerin jetzt auch
schriftlich ihre Unterstüt-
zung für eine BUGA in
Wuppertal erklärt hat.“

So eine Hängebrücke könnte die
Kaiserhöhe mit der Königshöhe
verbinden.
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Die Fraktionen im Rat der
Stadt Wuppertal haben
dem Grundsatzbeschluss
zur Planung und Errich-
tung des Pina-Bausch-
Zentrums einstimmig
zugestimmt. 
„Die SPD-Fraktion hat das
Thema ‚Pina-Bausch-
Zentrum‘ im Vorfeld
mehrfach und intensiv
diskutiert. Bei diesen
Diskussionen war einhelli-
ger Konsens, dass ein sol-
ches Tanzzentrum eine
große Bedeutung für die
Kultur aber auch für die
Weiterentwicklung unse-

rer Stadt erreichen kann.
Entsprechend haben wir
dem Grundsatzbeschluss
zur Errichtung eines Pina-
Bausch-Zentrums am
Standort Kluse zuge-
stimmt“, erläutert Bürger-
meisterin Ursula Schulz,
kulturpolitische Sprecher-
in der SPD-Ratsfraktion.
„Wichtig war uns dabei,
dass die von uns vorge-
schlagenen Verfahrens-
schritte, die die Finanzier-
und Realisierbarkeit des
Tanzzentrums sicherstel-
len sollen, in den
Grundsatzbeschluss auf-

genommen werden. Das
haben wir erreicht, und
wir freuen uns jetzt, dass
dieses bedeutende

Wupper-taler Projekt auf
den Weg gebracht wird“,
sagt Ursula Schulz
abschließend.

Klares Bekenntnis für ein Pina-Bausch-Zentrum

Für viele Wuppertaler und Wuppertalerinnen ein Gebäude
mit hohem Identifikationswert: Das ehemalige
Schauspielhaus an der Kluse. Hier sollen Tanztheater und
Bausch-Foundation zukünftig ihre neue Heimat finden.
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„Neben der Entwicklung
einer Fläche zum Bau
einer forensischen Klinik
auf dem Gebiet der
Kleinen Höhe erscheint u.
a. vor dem Hintergrund
der Erschließungskosten
eine weitere Entwicklung
der verbleibenden Flächen
auf der Kleinen Höhe
unrealistisch. Daher
haben wir beantragt, dass
der Rat der Stadt
Wuppertal entsprechende
Beschlüsse fasst. Auch
hierzu laden wir die
gesprächsbereiten Frak-
tionen im Rat ein, einen
entsprechenden Antrags-
entwurf zu unterstützen“,
erklärt Klaus Jürgen
Reese, SPD-Fraktionsvor-
sitzender.

Folgenden Beschlusstext
stellt die SPD-Fraktion
hierzu zur Diskussion:
• Mit dem angestrebten
Satzungsbeschluss zum
Bebauungsplan 1230 –
Maßregelvollzugsklinik

Kleine Höhe und
103. Änderung
des Flächennut-
zungsplanes und
der Festschrei-
bung der Teilflä-
che „Forensische
Klinik“ beantragt
die Stadt
Wupper-tal eine
Änderung des
Regionalpla-nes
(RPD – vormals
Gebietsent-wick-
lungspla-nung)
zur Fest-schrei-
bung der verblei-
benden Fläche
„Kleine Höhe“ als
landwirtschaftli-
che Nutzfläche.

• Schlussfolgernd legt der
Rat der Stadt Wuppertal
mit diesem Beschluss fest,
dass für die verbleibende
Flächenplanung die Nut-
zung als landwirtschaftli-
che Fläche in der kommu-
nalen Flächenplanung
festgeschrieben wird.

• Die Landesregierung
wird gebeten, die Ent-
wicklung der Fläche der
ehemaligen Standortver-
waltung der Bundeswehr
an der Parkstraße als
Gewerbefläche möglich
zu machen.
Klaus Jürgen Reese
abschließend: „Es spricht

für sich, dass auch dieser
Antrag auf Betreiben des
grün-schwarzen Bünd-
nisses aus Bündnis 90/Die
Grünen und CDU vertagt
wurde. Aktiver Gestal-
tungswille sieht für uns
anders aus.“

Kleine Höhe: Landwirtschaft sichern - forensische Klinik ermöglichen

Sie erhielten für ihre langjährige Mitarbeit in den Gremien der Stadt Wuppertal die
Goldene Ehrennadel der Stadt: Fraktionsvorsitzender Klaus Jürgen Reese und
Stadtverordneter Frank Lindgren. Oberbürgermeister Andreas Mucke gratulierte
herzlich und bedankte sich bei den beiden Stadtverordneten für 25 Jahre ehren-
amtliches Engagement im Rat der Stadt Wuppertal.

Um dieses landwirtschaftlich genutzte Gebiet handelt es sich im
Bereich „Kleine Höhe“
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„Die positive finanzielle
Entwicklung der Stadt
Wuppertal macht nun
eine durchgängige Finan-
zierung des Schulmittag-
essens für Schülerinnen
und Schüler, deren Erzie-
hungsberechtigte soziale
Transferleistungen emp-

fangen, möglich“, so die
stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Renate
Warnecke, bildungs- und
jugendpolitische Spre-
cherin der SPD-Ratsfrak-
tion. „Wir sollten dies
gemeinsam mit den ande-
ren Fraktionen im Rat der

Stadt Wuppertal so
schnell wie möglich
umsetzen“. 

Finanzielle Situation nut-
zen
Servet Köksal, ebenfalls
stellvertretender Frakti-
onsvorsitzender und Mit-
glied im Ausschuss für
Schule und Bildung, führt
weiter aus: „Erinnern wir
uns an die Einführung des
unzureichend finanzier-
ten Landesfonds ‚Kein
Kind ohne Mahlzeit‘ der
schwarz-gelben Landesre-
gierung unter Jürgen
Rüttgers. Seit dieser Zeit
wird in Wuppertal, wie
sonst in keiner anderen
Stadt in NRW, die
Finanzierung von Schul-
mittagessen für alle Kin-
der zu Recht mit großem

Engagement diskutiert.
Der Förderverein Schul-
mittagessen hat hier stets
einen großen Beitrag ge-
leistet, um die sozialen
Ungerechtigkeiten weit-
möglichst abzumildern.
Aber jetzt, wo sich die
finanzielle Situation der
Stadt entspannt hat, for-
dern wir eine durchgängi-
ge Finanzierung durch die
Stadt Wuppertal“.
„Wir hoffen sehr, dass sich
die anderen Fraktionen
unserem Antrag anschlie-
ßen und wir schon für das
kommende Schuljahr eine
vollständige Entlastung
der bedürftigen Familien
umsetzen können“, so die
Vorsitzende des Aus-
schusses für Schule und
Bildung, Renate Warnecke
abschließend.
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„Die Handlungsempfeh-
lungen Döppersberg, die
in der Sitzung des
Ausschusses für Ordnung,
Sicherheit und Sauberkeit
beraten werden sollen,
sind für uns nur ein erster
Schritt für ein Konzept für
Sicherheit und Sauberkeit
auf dem neuen
Döppersberg. Ob dieses
Konzept vom zuständigen
Beigeordneten Matthias
Nocke auch der Schritt in
die richtige Richtung sein
wird, muss in den kom-
menden Wochen und
Monaten hinterfragt wer-
den“, erklärt Heiko Meins,
o r d n u n g s p o l i t i s c h e r
Sprecher der SPD-
Ratsfraktion.

Soziale - und ordnungspo-
litische Maßnahmen

Die SPD-Fraktion
merkt an, dass
sie, und auch an-
dere Fraktionen,
schon mehrfach
die Erarbeitung
zeitgemäßer ord-
nungspolitischer
Maßnahmen für
Wuppertal ange-
mahnt hat. Ein
geeigneter Zeit-
punkt für die
Umsetzung sol-
cher Maßnah-
men wäre nach
Ansicht der So-
zialdemokratinnen und
Sozialdemokraten sicher-
lich die Fertigstellung des
Döppersbergs gewesen.

Bausteine aufeinander
abstimmen
„In den Beratungen wurde

deutlich, dass bisher nur
der Eigenbetrieb Straßen-
reinigung Wuppertal
(ESW) seine Aufgaben
abgearbeitet hat. In der
Ausschusssitzung haben
wir aufgezeigt, dass alle
Bausteine eines zeitgemä-

ßen ordnungspolitischen
Konzeptes in die Beratun-
gen und in die Umsetzung
gebracht werden müssen.
Dazu gehören auch sozial-
und ordnungspolitische
Maßnahmen“, führt Heiko
Meins abschließend aus.

Döppersberg – Konzept für Sicherheit und Sauberkeit 

Der Eigenbetrieb Straßenreinigung Wuppertal (ESW) hat seine
Hausaufgaben bereits erledigt.

Eine warme Mahlzeit am Tag muss sein - für jedes Kind, aus-
nahmslos!

Foto: Adobe Stock.

Foto: Adobe Stock.
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„Wir begrüßen, dass die
Stadt Wuppertal im
Rahmen des neuen Teil-
habechancengesetzes zu-
sätzlich 500.000 Euro pro
Jahr aus städtischen
Mitteln zur Förderung von
Arbeitsplätzen für Lang-
zeitarbeitslose bereitstel-
len möchte“, erklärt
Thomas Kring, sozialpoliti-
scher Sprecher der SPD-
Ratsfraktion. Eine entspre-
chende Verwaltungsvor-
lage ist in der Dezember-
Ratssitzung beschlossen
worden. „Das sind gute
Nachrichten für etwa
13.500 langzeitarbeitslose
Wuppertalerinnen und
Wuppertaler. Das neue
Gesetz, das am 1. Januar
2019 auf Bundesebene in
Kraft tritt, zusammen mit
den zusätzlichen städti-
schen Mitteln, ebnen
Menschen, die schon seit
langer Zeit arbeitslos sind,
den Weg in eine sozialver-

sicherungspflichtige Be-
schäftigung. Insbesondere
freuen wir uns auch dar-
über, dass die SPD-
Forderung nach einer
tariflichen Bezahlung –
und nicht nur nach
Mindestlohn – für die Ge-
förderten, nach hartem
Ringen mit der CDU auf
Bundesebene, durchge-
setzt werden konnte“,
führt Kring weiter aus.

Schaffung von minde-
stens 400 Arbeitsplätzen
Für die Umsetzung des
Gesetzes erhält das
Wuppertaler Jobcenter ab
2019 jährlich
rund 7 Mio.
Euro zusätzli-
che Eingliede-
rungsmittel.
Diese Mittel
wird das Job-
center aus-
s c h l i e ß l i c h
zur Förderung

von sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplätzen
für langzeitarbeitslose
Menschen einsetzen.
Schätzungen ergeben,
dass damit mindestens
400 Arbeitsplätze in
Wuppertal dauerhaft
geschaffen werden kön-
nen. Hinzu kommen die
geplanten städtischen
Mittel in Höhe von
500.000 Euro. Diese Mittel
sollen für Zusatzkosten,
die für Arbeitsplätze für
Langzeitarbeitslose im
kommunalen und öffent-
lichen Interesse entste-
hen, bereitgestellt wer-

den.
Abschließend ergänzt
Thomas Kring: „Das neue
Gesetz bietet guten Grund
zur Hoffnung, dass
Langzeitarbeitslose an
den insgesamt positiven
Entwicklungen am Ar-
beitsmarkt in Zukunft teil-
haben können. Dass die
Stadt Wuppertal, wie
beschlossen, zusätzliche
Unterstützungen bieten
wird, macht dies zu einer
wirklich guten Perspektive
für die Wuppertalerinnen
und Wuppertaler, die von
Langzeitarbeitslosigkeit
betroffen sind.“

Eine neue Perspektive für Langzeitarbeitslose

rat aktuell

Das EU-Parlament hat im
Oktober dem Vorschlag
der EU-Kommission für
eine geänderte EU-
Trinkwasserrichtlinie zu-
gestimmt. „Dazu haben
wir im Umweltausschuss
einen Sachstandsbericht

beantragt. Wir möchten
wissen, wie sich die neue
EU-Richtlinie, die bald in
nationales Recht umge-
setzt werden muss und
für uns in Deutschland in
eine geänderte Trinkwas-
serverordnung münden

wird, auf Wuppertal
auswirken könnte“,
erklärt Frank
Lindgren, umwelt-
politischer Sprecher
der SPD-Ratsfrak-
tion.
Die neue EU-Richt-
linie zielt unter
anderem darauf ab,
den Zugang zu sau-
berem Trinkwasser
EU-weit zu verbes-

sern. Auch zur Vermei-
dung von Plastikmüll sol-
len mehr EU-Bürgerinnen
und Bürger künftig Was-
ser aus der Leitung trin-
ken.

Kernaufgabe der Daseins-
vorsorge
„Das Trinkwasser in
Deutschland hat zum
Glück bereits seit Jahr-
zehnten eine sehr gute
Qualität. Hier gehört es zu
den Kernaufgaben der
Daseinsvorsorge, die Men-
schen mit sauberem
Trinkwasser zu versorgen.
Nichts desto trotz kom-
men durch die geänderte
Richtlinie neue Anforde-

rungen auf die Wasserver-
sorger zu. Der zulässige
Höchstwert für Blei soll
z.B. um die Hälfte redu-
ziert werden, der Weich-
macher Bisphenol A und
17 weitere Stoffe müssen
neu in die Liste der zu
überprüfenden Stoffe auf-
genommen werden. Wir
wollen auch wissen, ob
die neuen Anforderungen
u.a. Mehrkosten für die
Wasserversorger verursa-
chen. Auch über diese
möglichen Auswirkungen
der neuen Richtlinie
möchten wir von der
Verwaltung informiert
werden“, ergänzt Frank
Lindgren abschließend.

Das Trinkwasser in Deutschland hat
eine sehr gute Qualität.

Neue EU-Trinkwasserrichtlinie: SPD beantragt Sachstandsbericht

Foto: Adobe Stock.
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„Seit 2,5 Jahren ist die
Verwaltung auf der Suche
nach einem anderen,
adäquaten Standort im
Quartier, um die Begeg-
nungsstätte an der Brom-
berger Str. 28 abreißen zu
können. Als Begründung
wird unter anderem die
Herstellung einer Grün-
fläche genannt, die sich
dem Neubauprojekt der
WSW auf der anderen
Straßenseite der Brom-
berger Straße anpassen
soll. Von der ersten
Minute an wurde wieder-
holt und unter breitgetra-
genem Konsens festgehal-
ten, dass diese Einrich-
tung, insbesondere für die
Quartiersarbeit in den
Stadtteilen Rott und Se-
dansberg, eine wichtige
Bedeutung hat und aus
diesem Grund ein Abriss
nur unter der Vorausset-
zung in Betracht kommen
kann, wenn das Alter-
nativobjekt gleichwertig
ist. Das heißt: Nähe und
gute Anbindung zu den
beiden Quartieren, eine

vergleichbare Nutzfläche,
und der barrierearme
Zugang muss aufrechter-
halten bleiben“, so Ulrike
Fischer, Sprecherin im Be-
triebsausschuss APH/KiJu.

Suche einstellen
„Trotz intensiver Begut-
achtung mehrerer Immo-
bilien durch die Verwal-
tung stand letztlich kein
Objekt zur Verfügung, das
diese Voraussetzungen er-
füllt. Aus diesem Grund
fordern wir, dass die
Suche nach einem alter-
nativen Standort einge-
stellt wird und die
Bromberger Str. 28 auch
in Zukunft in der Nutzung
bleibt. Die zahlreichen
Nutzer und ehrenamtli-
chen Gruppen in der Be-
gegnungsstätte brauchen
nach 2,5 Jahren wieder
Planungssicherheit. Den
Bedarf an diesem Treff-
punkt und in dieser räum-
lichen Lage belegt auch
die durch die Verwaltung
festgestellte Besucherzahl
von 4371 im Jahr 2017.

Um die
I n s t a n d -
h a l t u n g
und Nut-
zung des
O b j e k t e s
auch zu-
k ü n f t i g
sicherstel-
len zu kön-
nen, ist der
Austausch
des Boden-
belags und ein Innen-
anstrich ausreichend. Da-
durch könnte das wertvol-
le und bestehende Ange-
bot für die Bürgerinnen
und Bürger aufrechterhal-
ten und nicht durch einen
Abriss zwecks Herstellung
einer grünen Wiese de-
montiert werden“, fährt
Servet Köksal, stellvertre-
tender Fraktionsvorsit-
zender und ebenfalls
Mitglied im Fachgremium,
fort.

Breite Zustimmung
„Wir freuen uns, dass wir
mehrere Fraktionen von
unserem Standpunkt

überzeugen und einen
entsprechenden gemein-
samen Antrag in das
Fachgremium einbringen
konnten. Es wäre sehr er-
freulich, wenn weitere
Fraktionen sich unserem
Antrag anschließen und
wir dadurch nicht nur den
Seniorinnen und Senioren
im Quartier sondern auch
den zahlreichen anderen
insbesondere ehrenamt-
lichen Gruppen dieser
Begegnungsstätte einen
dauerhaften Treffpunkt
erhalten können“, ergänzt
Ulrike Fischer abschlie-
ßend.

Quartiere Rott und Sedansberg stärken
Seniorentreff Bromberger Straße erhalten

rat aktuell

Quartiere stärken bedeutet auch Begegnung
möglich machen. Foto: Adobe Stock.

„Bereits mit der Erarbei-
tung des Radverkehrskon-
zeptes (RVKZ) wird deut-
lich, dass die Radwegver-
bindung zwischen dem
Alten Markt bis zum

Robert-Daum-Platz unzu-
reichend und nicht all-
tagstauglich ist. Auch die
Nordbahntrasse kann
diese fehlende Radver-
kehrsverbindung nicht
kompensieren“, so Volker
Dittgen, Vorsitzender des
Verkehrsausschusses.

Umsetzung noch vor RVKZ
Sedat Ugurman, verkehrs-
politischer Sprecher, führt
weiter aus: „Entsprechend
wollen wir die Verwaltung

beauftragen, schon vor
der Fertigstellung des
RVKZ die Planung und den
Bau der o. g. Radwegever-
bindung voranzutreiben.
Diese Verbindung, bessere
Anschlussverbindungen
der Nordbahntrasse an die
Innenstädte und den fort-
laufenden Radwegeaus-
bau bei Straßensanierun-
gen wollen wir im
Rahmen des Projektes
‚Fahrradstadt Wuppertal
2025‘ vorangebracht wis-

sen. Auf Grund der letzten
Diskussionen im Ver-
kehrsausschuss gehen wir
davon aus, dass der ent-
sprechende Antrag von
uns die Unterstützung
aller gesprächsbereiten
Fraktionen in der kom-
menden Sitzung des
Fachgremiums finden
wird. Dass er in der letzten
Sitzung vertagt wurde,
sollte an der inhaltlichen
Ausrichtung nichts än-
dern“.

Talachsenradweg umsetzen

Viele Radwegeverbindun-
gen sind unzureichend.

Foto: Fotolia.
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für die kommunalpoliti-
sche Landschaft ist sicher
ein Einschnitt, dass die
CDU die Zusammenarbeit
mit der SPD-Fraktion auf-
gekündigt hat. Dieses
könnte man bedauern, ist
aber ein normaler und
demokratischer Vorgang.

Die Zusammenarbeit zwi-
schen SPD und CDU
wurde in 2005 vereinbart,
um trotz schwierigster
Haushaltslage Hand-
lungsoptionen für die
Kommunalpolitik zurück-
zugewinnen.

Dieses Ziel wurde durch
eine verantwortungsvolle
Haushaltspolitik, unter-
stützt durch den Stär-
kungspakt Stadtfinanzen,
erreicht.

Meine Fraktion verpflich-
tet sich weiter, diese
gewonnenen Handlungs-
optionen auch in Zukunft
nicht durch leichtsinnige
Beschlüsse wieder zu
gefährden. Mit unserem
Oberbürgermeister An-
dreas Mucke sind wir die
stärkste politische Kraft in
Wuppertal und werden

auch in den kommenden
Jahren eine verantwor-
tungsvolle Politik für
Wuppertal verfolgen.

Angesichts der Erfolge,
die wir in der Zusammen-
arbeit mit der CDU für
Wuppertal erreichen
konnten, wünsche ich
mir, dass sich die CDU-
Fraktion auch weiter mit
in dieser Verantwortung
sieht.

Zum Jahreswechsel wün-
sche ich Ihnen und Ihren
Angehörigen eine friedli-

che Weihnachtszeit und
für das Jahr 2019 alles
Gute!

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Herzlich Ihr
Klaus Jürgen Reese.

rat aktuell


